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Steuerbetrug wirksam bekämpfen - den niedersächsischen Steuervollzug 
fortentwickeln und Steuergerechtigkeit weiter stärken 

 
Anhörung in öffentlicher Sitzung des Ausschusses für Haushalt und Finanzen am 26. August 2026  
 

 

Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft (DSTG) bedankt sich für die Einladung zur Anhörung und für die 

Möglichkeit, zum Antrag der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen sowie zum 

Änderungsvorschlag der CDU-Fraktion schriftlich Stellung nehmen zu können. 

 

1. Executive Summary 

Die DSTG empfiehlt, aus dem Antrag SPD/Grüne (Drs. 19/10666) und dem Änderungsvorschlag der CDU 

(Vorlage zu Drs. 19/10666) einen gemeinsamen, zukunftsweisenden Weg zu mehr Steuergerechtigkeit zu 

entwickeln: Ehrliche entlasten (antragslose Amtsveranlagung nach österreichischem Vorbild) — Wirtschaft 

fördern (E-Rechnung als Katalysator, Once-Only-Prinzip, fairer Wettbewerb) — Steuerkriminalität wirksam 

bekämpfen (Datenlayer, KI-gestützte Prüfdienste, anonyme Hinweisgebersysteme, TAX GUARD gegen 

Umsatzsteuerbetrug, konsequenter CumCum-Stopp) — föderal anschlussfähig durch eine gemeinsame 

Datenplattform aller 16 Länder sowie eine reformierte Steuer-IT-Governance. Handlungsauftrag 

Niedersachsens: Bundesratsinitiative “ Fair-Play-Offensive STEUERN”. 

Der Antrag der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen setzt an der richtigen Stelle an: Steuerbetrug 

ist in Deutschland kein Randphänomen, sondern nach unseren Schätzungen ein jährlicher Schaden von 

mindestens 100 Milliarden Euro — mehr als die gesamten Bildungsausgaben von Bund und Ländern 

zusammen.1 Die Weiterentwicklung des Hinweisgebersystems und der risikoorientierten Stärkung der 

Prüfdienste und Schnittstellen zur Geldwäschebekämpfung sind dabei wichtige Schwerpunkte. Der 

Änderungsvorschlag der CDU-Fraktion ergänzt wertvolle Bausteine, die die DSTG forciert: KI-gestützte 

Datenauswertung, das PACC-Vorbild aus Österreich, die Nutzbarmachung digitaler Register- und 

Zahlungsdaten sowie eine gemeinsame Datenplattform aller 16 Länder.  

Der Weg zu mehr Steuergerechtigkeit ruht auf drei Säulen: 

1. Ehrliche entlasten durch eine antragslose Amtsveranlagung  und mehr Vertrauen im unternehmerischen 

Bereich. 

2. Wirtschaft fördern durch die E-Rechnung als Effizienzhebel, das Once-Only-Prinzip und faire 

Marktbedingungen. 
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3. Steuerbetrug bekämpfen durch datengetriebene Prüfdienste, TAX GUARD und einen wirksamen 

CumCum-Stopp.  

Das gemeinsame Fundament ist ein einheitlicher Datenlayer (unter Wahrung des Vertraulichkeits- und 

Datenschutzstandards (§§ 88, 88a AO) sowie des Steuergeheimnisses (§ 30 AO), auf den Künstliche 

Intelligenz aufgesetzt wird und der frei werdendes Personal aus Massenverfahren in die 

Prüfdiensteumsteuert. 

Niedersachsen kann diese Neuausrichtung anstoßen, indem er eine Bundesratsinitiative “Fair-Play-

Offensive STEUERN” einbringt. Ein zweistelliger Milliardenbeitrag pro Jahr an Mehreinnahmen ist realistisch 

erreichbar. DAS ist die haushaltspolitische Grundlage für strukturelle steuerliche Entlastung. 

Leitmotto: Ehrliche entlasten – Wirtschaft fördern – Steuerbetrug bekämpfen. 
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2. Ausgangslage: Der doppelte Handlungsdruck 

Deutschland verliert nach unseren Schätzungen jährlich mindestens 100 Milliarden Euro durch 

Steuerhinterziehung. Diese Größenordnung wird von unabhängigen Quellen bestätigt: Die Hans-Böckler-

Stiftung nennt in ihrer Analyse dieselbe Zahl,2 das Netzwerk Steuergerechtigkeit gelangt in seinem 

Jahresgutachten ebenfalls zu rund 100 Milliarden Euro. Studien der University of London taxieren den 

Schaden auf bis zu 125 Milliarden Euro jährlich; die Bandbreite reicht nach unabhängigen Analysen von 50 

bis 200 Milliarden Euro.3 

Dem steht das Ergebnis der Prüfdienste gegenüber. Diese leisten eine engagierte, hochprofessionelle Arbeit 

— sind aber personell und technisch nicht in der Lage, mit dem Betrugsgeschehen Schritt zu halten: 

• Steuerliche Betriebsprüfung 2023: 12.394 Prüferinnen und Prüfer stellten ein Mehrergebnis von 

13,2 Mrd. Euro fest — bei einer Prüfungsquote von lediglich 1,7 Prozent aller Betriebe.4 

• Umsatzsteuer-Sonderprüfung 2025: Bei 1.597 Prüferinnen und Prüfern wurde ein Mehrergebnis 

von 1,69 Mrd. Euro erzielt — je Prüfer rund 1 Mio. Euro.5 

• Steuerfahndung 2023: 34.600 abgeschlossene Fälle mit Mehrsteuern von 2,5 Mrd. Euro.6 

• Kassennachschau: Der Bundesrechnungshof beziffert den Kassenbetrug in Deutschland auf jährlich 

bis zu 10 Mrd. Euro; die vom Gesetzgeber vorgegebene Nachschauquote von 2,4 Prozent wird 

bundesweit seit 2018 um mehr als 90 Prozent verfehlt.7 

Die Prüfdienste erwirtschaften also verlässlich ein Vielfaches ihrer Personalkosten — sie sind das 

wirtschaftlichste Instrument des Staates. Ihre Wirkung wird aber durch Personalknappheit, unzureichende 

Datenzugriffe und veraltete IT-Prozesse begrenzt. Gleichzeitig belasten Bürokratie und Verwaltungsaufwand 

die ehrliche Wirtschaft mit rund 146 Mrd. Euro jährlich — nahezu vier Prozent des Bruttoinlandsprodukts. 

Im Digital Economy and Society Index (DESI) belegt Deutschland Rang 21 in der EU. Der doppelte 

Handlungsdruck lautet daher: Mehr Konsequenz gegenüber den Kriminellen — und weniger Belastung der 

Ehrlichen. 

 

3. Kernlogik: Datenlayer, KI, Personal 

Eine wirksame Antwort auf beide Herausforderungen setzt an derselben Stelle an. Sie folgt einer klaren 

Reihenfolge, die inhaltlich mit den Kernforderungen des Antrags Drs. 19/10666 wie auch mit den 

weitergehenden Elementen des CDU-Änderungsvorschlags übereinstimmt: 

Erstens ein einheitlicher Datenlayer. Voraussetzung jeder Modernisierung ist die verlässliche, rechtssichere 

Verfügbarkeit strukturierter Daten. Dazu zählen Register-, Miet-, Eigentums- und Zahlungsdaten, wie der 
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CDU-Änderungsvorschlag sie in Ziffer 3 ausdrücklich adressiert, sowie eine länderübergreifende 

Datenplattform (Ziffer 7). Dies deckt sich mit Ziffer 3 des SPD/Grünen-Antrags, der einen belastbaren 

Rechtsrahmen für die automatisierte Datenanalyse fordert. 

Zweitens Künstliche Intelligenz auf dem Datenlayer. Erst auf einer belastbaren Datenbasis KI und andere 

moderne Methoden ihre Wirkungim Bereich Risikoscoring, Anomalieerkennung, Netzwerkanalysen bis hin 

zu Cum-Ex- und CumCum-Konstellationen entfalten. TaDeA in Niedersachsen ist bereits heute ein 

bundesweit vorbildliches Kompetenzzentrum; sein Ausbau ist folgerichtig (Antrag Ziffer 1, CDU-Vorschlag 

Ziffer 2). Auch die beste KI ersetzt keine qualifizierte Prüferin und keinen qualifizierten Prüfer — sie hebt 

aber die Trefferquote und entlastet von Routineprüfungen. 

Drittens Personal umsteuern. Die zentrale Personalreserve der deutschen Finanzverwaltung liegt in den 

Massenverfahren der Arbeitnehmer- und Rentnerveranlagung. Wird dieser Bereich technisch modernisiert 

(siehe Kapitel 4), können nach DSTG-internen Berechnungen bis zu 2.500 Vollzeitkräfte in Prüfdienste, 

Steuerfahndung und Ermittlungseinheiten umgesteuert werden — ohne Neueinstellungen, ohne 

Standortverlagerung und mit deutlichem Ertragshebel je Kopf. 

Diese Reihenfolge — Daten, dann KI, dann Personal — ist keine Frage der Wichtigkeit, sondern der 

Machbarkeit. Eine KI ohne Datenbasis bleibt Etikett. Eine Personalumsteuerung ohne technische Enabler 

bleibt Belastung der Beschäftigten. Nur die Kombination trägt. 

 

4. Ehrliche entlasten und Wirtschaft fördern 

Der Weg zu mehr Steuergerechtigkeit beginnt nicht bei den Kriminellen, sondern bei denen, die den Staat 

tragen: der ehrlichen Bürgerin, dem ehrlichen Bürger, dem mittelständischen Betrieb. Vier Bausteine wirken 

hier zusammen: 

Amtsveranlagung nach österreichischem Vorbild. Für die überwiegende Mehrheit der reinen 

Arbeitnehmer- und Rentnerfälle liegen der Finanzverwaltung bereits heute alle erforderlichen Daten 

elektronisch vor: Lohnsteuerbescheinigungen, Rentenbezugsmitteilungen, Kranken- und 

Sozialversicherungsdaten, Kapitalertragsdaten. Eine antragslose Amtsveranlagung mit vorausgefülltem 

Bescheid und Widerspruchsrecht kann diese Fälle vollständig automatisiert erledigen. Österreich praktiziert 

diesen Ansatz seit Jahren erfolgreich. Für Deutschland bedeutet dies eine spürbare Entlastung von Millionen 

Steuerpflichtigen und die Freisetzung erheblichen Prüfpersonals. Ergänzt um konsequente Typisierung und 

Pauschalierung lässt sich das Steuerrecht so ab dem Veranlagungszeitraum 2027 flächendeckend 

vereinfachen, ohne materielle Steuergerechtigkeit einzubüßen.  

E-Rechnung als Effizienzenabler ab 2028. Die verpflichtende B2B-E-Rechnung, die in Deutschland ab 

spätestens 2028 vollständig greifen wird, ist weit mehr als eine Compliance-Vorgabe. Sie ist der zentrale 
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Effizienzhebel für Wirtschaft und Verwaltung — und aus steuerlicher Sicht der entscheidende 

Systemwechsel: Erstmals verfügt die Finanzverwaltung über einen strukturierten, standardisierten und in 

Echtzeit fließenden Datenstrom über wirtschaftliche Vorgänge. Bisher entstehen steuerlich relevante 

Daten überwiegend zeitverzögert und in heterogenen Formaten in den Buchhaltungen der Unternehmen; 

sie kommen bei der Verwaltung erst mit den Steuererklärungen an — oft Monate nach dem Umsatz. 

Während die Hintermänner oftmals schon abgetaucht sind. Die E-Rechnung dreht diese Logik um: Der 

Datenstrom entsteht am Ort und im Moment des wirtschaftlichen Vorgangs und ist maschinenlesbar. Genau 

darauf sind Risikomanagement, Amtsveranlagung, Umsatzsteuerkontrolle und Betrugsbekämpfung 

angewiesen. 

Die finnischen Erfahrungen zeigen den Ertragshebel: Die finnische Finanzverwaltung hat für 2020–2023 

dauerhafte Einsparungen von 888 Mio. Euro jährlich durch das E-Invoicing dokumentiert.8 Aalto-Forscher 

Esko Penttinen beziffert die Bearbeitungskosten einer Papier-Eingangsrechnung auf 30–50 Euro, einer 

teilautomatisierten E-Rechnung auf rund 10 Euro und einer vollautomatisiert verarbeiteten E-Rechnung auf 

1 Euro; gesamtwirtschaftlich werden die Einsparungen im Rechnungs-, Buchhaltungs- und 

Umsatzsteuermeldeprozess auf 4–5 Mrd. Euro jährlich beziffert.9 Die Europäische Kommission weist zudem 

nach, dass E-Rechnungen fünf bis sieben Tage schneller bezahlt werden — ein direkter Liquiditätsvorteil für 

den Mittelstand.10 Finnland betreibt seit 2019 ein B2G-Mandat: 99 Prozent aller Rechnungen an öffentliche 

Auftraggeber sind heute elektronisch.11 

Der entscheidende Schritt liegt jedoch jenseits von B2B und B2G. Finnland zeigt mit seiner Real-Time 

Economy, wie strukturierte Wirtschaftsdaten automatisch zwischen Unternehmen, Banken und 

Finanzverwaltung fließen. Die DSTG empfiehlt, den deutschen Rollout ab 2028 von Beginn an konsequent 

auf diesen Zielzustand hin auszurichten — und ihn perspektivisch um eine B2C-Komponente auf freiwilliger 

Basis zu erweitern: Bürgerinnen und Bürger erhalten die Möglichkeit, ihre E-Rechnungen — vom 

Handwerkerauftrag über die Kinderbetreuung bis zur Krankheitskostenrechnung — freiwillig in ein 

persönliches digitales Steuerkonto zu übertragen. Aus diesen Daten berechnet die Verwaltung 

Sonderausgaben, außergewöhnliche Belastungen und haushaltsnahe Aufwendungen automatisiert und 

schlägt sie im Rahmen der Amtsveranlagung vor. Erstmals stünden der Finanzverwaltung damit auch im B2C-

Bereich strukturierte, überprüfbare Belegdaten zur Verfügung — nicht per Zwang, sondern über einen 

Nutzenvertrag: Wer seine Daten teilt, bekommt eine vorausgefüllte, in weiten Teilen bereits berechnete 

Steuererklärung. Wer nicht teilt, behält den heutigen Weg. Dieselbe Infrastruktur macht die freiwillige 

Weitergabe steuerlich relevanter Daten an Dritte — etwa Banken für die Kreditwürdigkeitsprüfung, 

Vermieter für den Einkommensnachweis oder Behörden für Sozialleistungsanträge — schlank und 

rechtssicher möglich. 

So wird die E-Rechnung zum Nervensystem einer datengetriebenen Steuerverwaltung: für Unternehmen 

ein Effizienzhebel, für ehrliche Steuerpflichtige eine spürbare Entlastung, für die Verwaltung erstmals eine 

belastbare Echtzeit-Datenbasis — und die notwendige Voraussetzung dafür, dass sich die deutsche 
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Finanzverwaltung von der Kontroll- zur Serviceinstitution weiterentwickelt.Fairer Markt ohne strukturellen 

Kriminellen-Vorteil. Wirtschaftsförderung endet nicht bei Steuersätzen und Verfahrenserleichterung. Sie 

beginnt beim fairen Wettbewerb. Wer 19 Prozent Umsatzsteuer einpreist, aber nicht abführt, hat gegenüber 

dem ehrlichen Konkurrenten einen strukturellen Preisvorteil von genau dieser Größenordnung. Diese 

systemische Wettbewerbsverzerrung ist einer der Hauptgründe für die Frustration ehrlicher Unternehmer 

und einer der stärksten Gründe für eine wirksame Betrugsbekämpfung. Die Bekämpfung von Steuerbetrug 

ist damit unmittelbare Wirtschaftsförderung. Ehrliche Unternehmen brauchen keinen Rabatt vom Staat — 

sie brauchen einen Markt, in dem sich Ehrlichkeit lohnt.5. Steuerbetrug bekämpfen: TAX GUARD und 

CumCum 

Auf einem konsolidierten Datenlayer, ergänzt um KI und umgesteuertes Personal, können zwei 

Betrugsphänomene endlich wirksam bekämpft werden. 

TAX GUARD gegen Umsatzsteuerbetrug. Die deutsche Umsatzsteuerlücke lag 2023 bei 31,3 Mrd. Euro (9,7 

Prozent). Ein erheblicher Teil davon geht auf grenzüberschreitende Karussellgeschäfte zurück. TAX GUARD 

verbindet vier Elemente: schnelle Datenverfügbarkeit über die E-Rechnung, KI-gestützte Netzwerkanalyse, 

enge Kooperation mit der Europäischen Staatsanwaltschaft (EUStA) — die auch der Antrag in Ziffer 8 

fordert — und spezialisierte Ermittlungsteams. Der CDU-Vorschlag adressiert mit Ziffer 12 die digitale 

Zahlungsmittelpflicht in bargeldintensiven Bereichen; auch dies ist im Konzept anschlussfähig. 

CumCum-Stopp. CumCum-Geschäfte belasten den Fiskus seit Jahrzehnten mit ungerechtfertigten 

Kapitalertragsteuererstattungen. Die DSTG hat einen risikoadjustierten Schaden von 1,2 Mrd. Euro 

analysiert. Ein wirksamer Stopp umfasst drei Wirkungshebel: Prävention von rund 960 Mio. Euro/Jahr durch 

klare Rechtsanwendung und automatisierte Vorprüfung, Rückstandsaufholung von etwa 300 Mio. 

Euro/Jahr über fünf Jahre durch systematische Aufarbeitung sowie Abschreckung von rund 250 Mio. 

Euro/Jahr durch konsequente Ahndung. Der CDU-Änderungsvorschlag greift dieses Thema in Ziffer 14 auf 

und deckt sich damit sachlich mit der DSTG-Position. 

Prüfdienste in der Fläche stärken. Neben den Leuchttürmen TAX GUARD und CumCum ist die Stärkung der 

gesamten Prüfdienste entscheidend: Betriebsprüfung, Umsatzsteuer-Sonderprüfung, Kassennachschau und 

Steuerfahndung. Der Bundesrechnungshof hat dokumentiert, dass die Kassennachschau bundesweit ihr 

eigenes Wirksamkeitsziel um mehr als 90 Prozent verfehlt.7 Hier liegt ein doppelter Hebel: mehr Personal 

aus der Amtsveranlagung — und dieses Personal ausgestattet mit den richtigen digitalen Werkzeugen. 

 

5. Föderale Anschlussfähigkeit 

Die gesamte Neuausrichtung setzt föderale Anschlussfähigkeit voraus. Der CDU-Änderungsvorschlag 

adressiert dies in Ziffer 7 mit einer gemeinsamen Datenplattform aller 16 Länder — dieser Ansatz ist richtig. 
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Der Antrag Drs. 19/10666 ergänzt in Ziffer 5 die länderübergreifende Zusammenarbeit. Beide Impulse 

müssen in eine belastbare Governance-Architektur überführt werden. 

Die DSTG weist in diesem Zusammenhang nachdrücklich darauf hin, dass die föderale Steuer-IT einer 

Steuerungsreform im Rahmen des KONSENS-G bedarf: schnellere Umsetzungszyklen, klarere 

Entscheidungsbefugnisse über Ländergrenzen hinweg und ein stringentes Portfolio. Nicht als Selbstzweck, 

sondern als notwendige Voraussetzung dafür, dass Datenlayer, KI und Amtsveranlagung im gesetzten 

Zeithorizont tatsächlich in der Fläche wirken können. Niedersachsen kann als starkes Land eine 

Führungsrolle übernehmen. 

 

6. Rechenbild: Größenordnungen realistisch abschätzbarer Effekte 

Das folgende Rechenbild aggregiert die im vorangegangenen Text zitierten Primärquellen. Es dient der 

Größenordnungsschätzung, nicht der haushaltsscharfen Prognose. Um den Anforderungen der öffentlichen 

Finanz- und Haushaltspolitik gerecht zu werden, trennt die Darstellung strikt zwischen unmittelbaren 

fiskalischen Steuermehreinnahmen für die öffentlichen Haushalte (Säule A) und gesamtwirtschaftlichen 

Bürokratie- und Prozesskosteneinsparungen für Unternehmen und Bürger (Säule B). Die zeitliche 

Realisierung ist gestaffelt (Startpunkte 2027–2030). 
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7. Handlungsempfehlung an den Niedersächsischen Landtag 

Die DSTG empfiehlt dem Ausschuss für Haushalt und Finanzen, dem Plenum die Einbringung einer 

Bundesratsinitiative “Fair-Play-Offensive STEUERN” zu empfehlen. Diese Initiative sollte sechs Kernpunkte 

umfassen: 

1. Antragslose Amtsveranlagung für reine Arbeitnehmer- und Rentnerfälle mit Widerspruchsrecht ab 

VZ 2027 nach österreichischem Vorbild; ergänzt um Typisierung und Pauschalierung. 

2. E-Rechnung als Enabler ab 2028 mit strukturierter Datenweiterleitung in die Steuerverwaltung; 

klare Zielperspektive Real-Time Economy und perspektivische freiwillige B2C-Komponente unter 

Wahrung von DSGVO (Art. 6 Abs. 1 lit. a) und Steuergeheimnis (§ 30 AO). 

3. Once-Only-Register und modernes Fördermanagement zur wirksamen Umsetzung des im 

Koalitionsvertrag verankerten 25-Prozent-Ziels für die Bürokratiekostenreduktion. 

4. TaDeA-Ausbau in Niedersachsen mit bundesweiter Anschlussfähigkeit; belastbarer Rechtsrahmen 

für automatisierte Datenanalyse im Rahmen von §§ 88, 88a AO unter Einbindung eines digital 

optimierten, anonymen Hinweisgebersystems und verstärkter Geldwäsche-Schnittstellen. 

5. Föderale Datenplattform aller 16 Länder mit klarer Governance und einer Novellierung des 

KONSENS-G zur Beschleunigung der Entwicklungs- und Umsetzungszyklen der Steuer-IT. 

6. Risikoorientierte Weiterentwicklung und Ausbau spezialisierter Prüfteams in Steuerfahndung, USt.-

Sonderprüfung und Großbetriebsprüfung sowie zukünftige Fortbildungen (Data Scientists, 

Engineers, KI-Kompetenzen, etc.) für weitere Stellenhebungen und Beförderungen sowie zur 

Steigerung der Arbeitgeberattraktivität. 

Flankiert werden diese Punkte durch eine abgestimmte Personalstrategie mit dem DSTG-Landesverband 

Niedersachsen, die Umsteuerung, Qualifizierung und Beschäftigtenschutz gleichermaßen sicherstellt. 

 

8. Fazit 

Der Antrag der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen sowie der Änderungsvorschlag der CDU-

Fraktion zeigen: Über die Diagnose besteht in weiten Teilen Einigkeit. Steuerbetrug in Höhe von mindestens 

100 Milliarden Euro jährlich ist mit den heutigen Instrumenten und dem heutigen Personalstand nicht zu 

bewältigen. Die Lösung liegt weder in mehr Papier noch in schärferer Rhetorik, sondern in einer nüchternen 

Neuausrichtung: Datenlayer, KI, Personal. 
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Wer die Ehrlichen entlastet, die Wirtschaft durch Effizienz und einen fairen Markt fördert und Steuerbetrug 

konsequent bekämpft, wird zwei Ziele gleichzeitig erreichen — mehr Steuergerechtigkeit und die 

haushaltspolitische Grundlage für strukturelle steuerliche Entlastung bei gleichzeitiger Reduktion von 

Bürokratiekosten für die Wirtschaft. Niedersachsen kann diesen Weg mit einer Bundesratsinitiative “Fair-

Play-Offensive STEUERN” anstoßen. Die DSTG unterstützt diesen Weg mit ihrer fachlichen Expertise und den 

Beschäftigten der Finanzverwaltung. 

Ehrliche entlasten – Wirtschaft fördern – Steuerbetrug bekämpfen. 
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